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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Im Februar 2020 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zu den Kapitalerhöhungen
der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Darin führte er aus,
dass sowohl der Entwicklungsausschuss der Weltbankgruppe (WBG) wie auch die
Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) eine Kapitalerhöhung der
Finanzierungsleistungen bis 2030 beschlossen hätten. Im Fall der Weltbankgruppe
verteilen sich die Erhöhungen auf zwei Teilorganisationen, namentlich die IFC und die
IBRD. Insgesamt beliefen sich die Kreditbeschlüsse auf CHF 2.7592 Mrd., an denen sich
die Schweiz als Mitglied zu beteiligen habe. De facto würde die Schweiz für USD 197.7
Mio. Aktien der IBRD und der IFC sowie für weitere USD 99.7 Mio. Aktien der AfDB
kaufen. Der restliche Betrag setze sich aus Garantiekapital für die IBRD (USD 649 Mio.)
und die AfDB (USD 1562 Mio.) zusammen. Dieses Garantiekapital wurde in der
Vergangenheit noch nie von einer multilateralen Entwicklungsbank eingefordert und
dient ausschliesslich der Verbesserung des Bonitätsratings. Zudem beantragte der
Bundesrat die Genehmigung der Änderung des Abkommens über die IFC: Die
qualifizierte Mehrheitsanforderung für Zustimmungen zu zukünftigen
Kapitalerhöhungen der IFC soll von 80 Prozent auf 85 Prozent angehoben werden. 
Der Ständerat behandelte die Kapitalerhöhungen in der Sommersession 2020, nachdem
die APK-SR die Beteiligung an den Kapitalerhöhungen und die Änderung des IFC-
Abkommens mit grosser Mehrheit zur Annahme empfohlen hatte, was
Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU) im Rat hervorhob. Zu diskutieren gaben
jedoch zwei Minderheitsanträge, welche bereits in der Kommission gescheitert waren.
Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) verlangte, dass die Schweiz in den
Entscheidungsgremien der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
eine konsequente Null-Toleranz-Politik gegen Korruption führen und sich für die
Menschenrechte einsetzen müsste. Sommaruga wies darauf hin, dass auch
industrialisierte Staaten wie die Schweiz von den Investitionen der Weltbankgruppe
profitierten. Ein oft verwendetes Instrument seien öffentlich-private Partnerschaften
mit Beteiligung multinationaler Konzerne, welche der Korruption in
Entwicklungsländern Vorschub leisteten. Matthias Michel (fdp, ZG) empfand die
Forderung der Minderheit  bei einer Krediterhöhung als fehl am Platz. Er teile zwar
diese Grundwerte, doch es sei selektiv und etwas zufällig, sich nur gegen Korruption
einzusetzen, wenn die Schweiz doch für ein viel breiteres Wertespektrum stehe. Er
erwarte, dass der Bundesrat die Schweizer Grundwerte immer zum Ausdruck bringe,
auch ohne dass man dies gesetzlich verabschiede. Der Minderheitsantrag Sommaruga
wurde mit 28 zu 17 Stimmen abgelehnt.
Eine zweite Minderheit Vara (gp, NE) wollte die Finanzierung von Kohle-, Erdöl- und
Erdgasprojekten und von Projekten im Zusammenhang mit Stromerzeugung aus fossilen
Energien verbieten lassen. Die Schweiz müsse ihr Gewicht und ihren Einfluss nutzen,
um sich für eine kohärente und umfassende Klimapolitik einzusetzen, so die
Minderheitsführerin. Damian Müller argumentierte, dass dadurch auch Darlehen und
die Beratungstätigkeiten von Banken betroffen wären, was eine Mehrheit der APK-SR
abgelehnt habe. Zudem würden sämtliche Projekte der Entwicklungsbanken eng
begleitet und evaluiert. So könnte Bundesrat Parmelin als Schweizer Vertreter in der
Weltbankgruppe entsprechend Einfluss nehmen, wenn die Projekte den Werten der
Schweizer Aussenpolitik zuwiderliefen. Ebenjener Bundesrat warnte in der Folge davor,
dass dieser Minderheitsantrag die Arbeit der Entwicklungsbanken erschweren könnte.
Schliesslich seien beispielsweise Gaskraftwerke in Ländern mit mangelhafter
elektrischer Infrastruktur durchaus als Übergangstechnologie geeignet, um
Kohlekraftwerke abzulösen. Auch dieser Minderheitsantrag wurde mit 28 zu 15 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) verworfen.
Die Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe wurden in der Gesamtabstimmung mit 34
zu 4 Stimmen (bei 7 Enthaltungen), jene der Afrikanischen Entwicklungsbank mit 37 zu 4
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) angenommen. Auch den Bundesbeschluss über die
Genehmigung der Änderung des Abkommens über die IFC nahm der Ständerat mit 37 zu
4 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2020
AMANDO AMMANN
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Wenige Tage nach der zweiten Sitzung des Ständerats zur Vorlage befasste sich der
Nationalrat mit dessen Kompromiss zu den Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Die vier Verpflichtungskredite waren in
beiden Räten unumstritten, jedoch hatte der Nationalrat fünf Artikel mit
Handlungsrichtlinien ergänzt, die vom Ständerat zwar abgelehnt, im Sinne einer
Kompromisslösung aber grösstenteils in einem neu geschaffenen Artikel 3a
aufgenommen worden waren. Während dieser Artikel 3a auf Antrag der APK-NR
angenommen wurde, setzte sich eine Minderheit Schneider-Schneiter (cvp, BL) dafür
ein, dem Ständerat auch hinsichtlich der Streichung der Offenlegungspflicht zu folgen
und Artikel 3c zu streichen. Die Minderheit aus Vertreterinnen und Vertretern der
Mitte-, der FDP- und der GLP-Fraktion argumentierte, dass die Publikation im Internet
nicht umsetzbar und die Unterrichtungspflicht des Parlaments bereits anderweitig
geregelt sei. Roland Fischer (glp, LU) zeigte Verständnis für den Wunsch nach mehr
Transparenz und stellte in Aussicht, dass die Aussenpolitischen Kommissionen in der
Differenzbereinigung einen Kompromiss ausarbeiten könnten. Die Mehrheit des
Nationalrates wollte jedoch an der Offenlegungspflicht festhalten. Franz Grüter (svp,
LU), dessen Fraktion sich von Anfang an gegen die Verfügungskredite eingesetzt hatte,
bezeichnete die Institutionen als «Dunkelkammern» und verlangte eine «Aufsicht über
die Aufsicht». Auch die SP setze sich für die Einhaltung von Transparenz und
Rechenschaft und daher für Artikel 3c ein, wie Claudia Friedl (sp, SG) verlauten liess.
Bundesrat Parmelin freute sich zwar über den konstruktiven Kompromiss zu Artikel 3a,
der keine grösseren Umsetzungsprobleme mit sich brachte. Er verwies jedoch in Bezug
auf den umstrittenen Artikel 3c ebenfalls darauf, dass die Publikation der Schweizer
Positionen im Internet «äusserst problematisch und sehr oft kontraproduktiv» sein
könne. Um auf internationaler Ebene Kompromisse finden zu können, sei es manchmal
unumgänglich, Positionen vertraulich zu behandeln. Auf Nachfrage von Fabian Molina
(sp, ZH) stimmte er aber im Namen des Bundesrats zu, den zuständigen Kommissionen
gegenüber Rechenschaft abzulegen. Der Nationalrat nahm den Antrag der Mehrheit in
Bezug auf Artikel 3c trotz der bundesrätlichen Bedenken mit 118 zu 68 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) an, womit er erneut eine Differenz zum Ständerat schuf. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2020
AMANDO AMMANN

Um auch noch die letzte Differenz hinsichtlich der Kapitalerhöhungen der
Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank zum Nationalrat zu
bereinigen, befasste sich der Ständerat in der Wintersession 2020 zum zweiten Mal mit
diesem Bundesratsgeschäft. Der Nationalrat hatte zwar dem ständerätlichen
Kompromiss weitgehend zugestimmt, es war jedoch eine letzte Differenz in Bezug auf
die Offenlegungspflicht auszuräumen. Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU)
hielt fest, dass die APK-SR die Differenz ausgiebig beraten habe und zum Schluss
gekommen sei, dass grundsätzlich gar keine solche bestehe. Transparenz und
Rechenschaftspflicht seien Prinzipien, die man erfüllen wolle, was auch aus der
Botschaft zur Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 hervorgehe.
Jedoch dürfe man dabei den eigenen Handlungsspielraum nicht einschränken, weshalb
die Kommission einen «eleganten und wirkungsvollen» Weg gefunden habe: Statt das
Abstimmungsverhalten zu veröffentlichen, wie der Nationalrat gefordert hatte, soll der
Bundesrat die Aussenpolitischen Kommissionen periodisch – mindestens einmal pro
Jahr – über sein Handeln informieren. Bundesrat Parmelin zeigte sich mit der
gefundenen Lösung zufrieden. Diese berücksichtige sowohl die Zwänge der
Stimmrechtsgruppen, denen die Schweiz in den beiden Banken ausgesetzt sei, als auch
die Forderung des Parlaments nach mehr Transparenz. Der Rat nahm dem Vorschlag
der Kommission stillschweigend an. Damit ging das Geschäft wieder zurück an den
Nationalrat. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2020
AMANDO AMMANN

Die APK-NR versuchte im November 2020 den Bundesrat dazu zu bewegen, für einen
stärkeren Einbezug des Privatsektors in die Entwicklungszusammenarbeit zu sorgen.
Im Motionstext forderte die Kommission den Bundesrat dazu auf, Massnahmen zu
treffen, damit die SIFEM mittels konzessionellem Blending den Ausbau der
wirtschaftlichen Entwicklungszusammenarbeit in den am wenigsten entwickelten
Ländern fördert. Dabei soll überprüft werden, ob und wie private Investoren die
«klassische Entwicklungszusammenarbeit» finanziell entlasten könnten. Blending
bezeichnet in diesem Kontext die Kombination von öffentlichen A-Fonds-perdu-
Beiträgen oder rückzahlbaren Beiträgen mit kommerziellen Mitteln. Diese Mischformen
würden «lebensfähige Privatsektorprojekte» fördern, Arbeitsplätze schaffen und den
Aufbau funktionierender Märkte beschleunigen, begründete die Kommission ihre
Forderung. Die Motion stellte zudem in Aussicht, dass durch diese Methode die

MOTION
DATUM: 01.06.2021
AMANDO AMMANN
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Ausgaben der klassischen Entwicklungszusammenarbeit zu Gunsten von
Privatinvestitionen gesenkt werden könnten. 
Die SIFEM ist die Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes und unterstützt
insbesondere Unternehmen im Privatsektor von Entwicklungsländern, indem sie in
lokale Risikokapitalfonds investiert oder regionalen Finanzinstituten langfristiges Kapital
zur Kreditvergabe zur Verfügung stellt. So ermöglicht sie es Co-Investoren,
Unternehmen in Ländern zu finanzieren, die normalerweise von privaten Investoren
aufgrund der hohen Risiken vermieden werden. Die APK-NR bemängelte nun aber, dass
bisher nur 25 Prozent der SIFEM-Investitionen in die am wenigsten entwickelten
Staaten flössen und vor allem im Bereich sozialer Wirkungskredite und grüner Anleihen
noch Ausbaumöglichkeiten bestünden. 

In seiner Stellungnahme vom Januar 2021 betonte der Bundesrat, dass er mit der
Strategie der Internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 bereits Massnahmen zum
weiteren Ausbau der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im Sinne der Motion ergriffen
habe. Ab 2021 könne die SIFEM Anlagen in den am wenigsten entwickelten Ländern
vornehmen, die im Rahmen eines Garantieprogramms der DEZA bis maximal 50 Prozent
versichert werden könnten. Private Investoren und die klassische
Entwicklungszusammenarbeit müssten zudem Hand in Hand zusammenarbeiten, da die
fehlende Rechtssicherheit und die hohen Risiken in den am wenigsten entwickelten
Ländern nur beschränkte Investitionsmöglichkeiten böten. Bevor mehr private
Investitionen in schwierige Kontexte gefördert werden könnten, müsse die klassischen
Entwicklungszusammenarbeit die hohen Risiken und Transaktionskosten mindern und
Investitionsbarrieren beseitigen. Das könne beispielsweise durch Beratung,
Wissenstransfer, technische Unterstützung, aber auch durch Partnerschaften und
Risikoteilungsmechanismen geschehen. Der Bundesrat beantragte angesichts dieser
Ausgangslage die Ablehnung der Motion. 

In der Sommersession 2021 äusserte sich Laurent Wehrli (fdp, VD) im Nationalrat zur
Motion und wies darauf hin, dass der vorliegende Vorstoss eine direkte Folge des
Berichts in Erfüllung des Postulats Bourgeois (fdp, FR; Po. 18.3483) sei und eigentlich
die bereits vom Bundesrat eingeleiteten Massnahmen verstärken wolle. Der anwesende
Bundesrat Guy Parmelin bat um Ablehnung der Motion, da die Ausweitung des SIFEM-
Engagements schrittweise erfolgen müsse. Er betonte, dass eine Reduktion des SECO-
und DEZA-Wirkungsbereichs – wie sie von der Motion angedeutet wurde – ein
entmutigendes und falsches Signal an die privatwirtschaftlichen Akteure senden würde.
Der Nationalrat liess sich von diesen Einwänden aber nicht beirren und nahm die
Motion mit 105 zu 85 Stimmen an, wobei Grüne, GLP und SP dagegen stimmten. 4

Eine Motion der APK-NR, die einen stärkeren Einbezug des Privatsektors in die
Entwicklungszusammenarbeit forderte, gelangte in der Wintersession 2021 in den
Ständerat. Die Motion verlangte vom Bundesrat Massnahmen, damit die SIFEM ihre
Projekte in Zukunft schwerpunktmässig mittels «Blending» – also mittels Verbindung
öffentlicher A-fonds-perdu-Beiträge mit kommerziellen Mitteln wie Darlehen und
Beteiligungen – umsetzt. Carlo Sommaruga (sp, GE) legte im Namen der APK-SR dar,
weshalb man die Motion zur Ablehnung empfohlen hatte. Er erklärte, dass der Ausbau
der geforderten Mischfinanzierung unter anderem mit der Strategie der internationalen
Zusammenarbeit 2021-2024 bereits initiiert worden sei und die Hauptforderung der
Motion daher als erfüllt betrachtet werden könne. Dieser Aussage stimmte auch der
anwesende Bundesrat Parmelin zu. Er merkte zudem an, dass es kontraproduktiv sei,
hauptsächlich subventionierte Instrumente – zu denen er auch das Blending zählte –
einzusetzen. Würde man ausschliesslich das Instrument der Mischfinanzierung
verwenden, das teilweise aus nicht rückzahlbaren Beiträgen bestehe, würden dadurch
der Wettbewerb verzerrt und unrentable Projekte unterstützt. Ausserdem sei es
unrealistisch, in den am wenigsten entwickelten Ländern, wo das Investitionsrisiko am
grössten sei, den Anteil der privaten Investition durch eine Reduktion der klassischen
Entwicklungszusammenarbeit steigern zu wollen. Aus diesen Gründen empfahl Parmelin
die Ablehnung des Vorstosses, was der Ständerat daraufhin stillschweigend tat. 5

MOTION
DATUM: 15.12.2021
AMANDO AMMANN

1) AB SR, 2020, S. 388 ff.; BBl, 2020, S. 2501 ff.
2) AB NR, 2020, S. 2443 ff.
3) AB SR, 2020, S. 1341f.
4) AB SR, 2021, S. 917 f.; Mo. 20.4335
5) AB SR, 2021, S. 1389f.; Bericht der APK-SR vom 14.10.21
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